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Nachwuchsförderung 
als Schlüssel zum Erfolg 
Vollanträge zur Exzellenzinitiative eingereicht 

von Andre Dorenbusch

Liebe Kommilitoninnen und Kommilitonen,

wieder dürfen wir euch als Wahlsieger der letzten Uni-Wahlen in Göttingen begrüßen. Viel ist in den letzten 
Monaten passiert und so manches davon wird uns das ganze Semester noch begleiten. Die Universität 
hat ihren Antrag zur Exzellenzinitiative abgegeben. Nebenbei bekommt ihr Informationen zur möglichen 
BAföG-Erhöhung und zur Studiengebührenverwendung, außerdem setzen wir unseren Artikel über die 
Chipkarte fort. Wir wünschen euch ein erfolgreiches Semester und viel Spaß beim Lesen.                   

Jan-Frederik Lücke

E d i t o r i a l

Freitag, der 13. war wieder einer 
dieser vermeintlich schicksalhaften 
Tage für den einen oder anderen 
Universitätsstandort in der Bundes-
republik. Die Anträge zur zweiten 
Runde der Exzellenzinitiative des 
Bundes und der Länder mussten 
abgegeben werden, und eine 
für Präsidien, Gremien und viele 
Beteiligte nervenaufreibende Zeit 
erreichte ein weiteres Etappenziel 
– auch in Göttingen.

Exzellenzinitiative –
2.000.000.000 € für 
herausragende Forschung

Die Exzellenzinitiative – um das 
kurz zusammenzufassen – ist ein 
zwei Milliarden Euro schweres For-
schungsförderprogramm, das die 
internationale Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Universitäten 
erhöhen soll. Es gibt dabei drei 
Programmteile, die so genannten 
Förderlinien. Die erste Förderlinie 
widmet sich der strukturierten Gra-
duiertenausbildung, in der zweiten 
Förderlinie werden besonders leis-
tungsfähige Forschungszentren, so 
genannte Exzellenzcluster, finan-
ziert, und die besonders begehrte 
Förderlinie drei, die eine Univer-
sität nur dann gewinnen kann, 
wenn sie bereits in den beiden 

anderen Förderlinien erfolgreich 
war, honoriert Zukunftskonzepte 
universitärer Spitzenforschung. Die 
– bis zu 10 – so Geförderten wer-
den in den Medien gern als ‚Elite-
hochschulen’ bezeichnet – jedoch 
dürfte dies, trotz des individuellen 
Förderungsvolumens von gut 100 
Millionen Euro auf fünf Jahre, ein 
Stück übertrieben sein.
Die Georg-August-Universität 
hatte sich im Vorjahr bereits er-
folgreich um ein Exzellenzcluster 
beworben, mit dem DFG-For-
schungszentrum für Molekular-
physiologie des Gehirns (CMPB) 
und dem Cluster-Antrag ‚Micros-
copy at the nanometre-range’. 
Nunmehr hat die Universität zwei 
Anträge zur Förderlinie eins sowie 
ihr Zukunftskonzept eingereicht.
In der Förderlinie eins geht die 
Universität mit zwei speziellen 
naturwissenschaftlichen Gradu-
iertenschulen ins Rennen, und 
zwar in den schon ausgewiesenen 
Bereichen der Neuro- und mole-
kularen Biowissenschaften sowie 
der terrestrischen Ökosystemfor-
schung. Dies trägt der Erfahrung 
aus dem letzten Jahr Rechnung, 
als man mit drei deutlich breiter 
angelegten Graduiertenschulen 
gescheitert war.

Wenngleich der Erfolg in För-
derlinie eins notwendige Vor-
aussetzung ist, so liegt doch 
das Hauptaugenmerk auf dem 
Antrag zur Förderlinie drei, der 
die Organe der Universität im 
vergangenen Vierteljahr hinsicht-
lich ihrer übrigen Aufgaben fast 
gelähmt hat. Unzählige Arbeits-
gruppensitzungen, Redaktions-
treffen, Beraterkreisgespräche, 
Klausurtagungen, Informations-
veranstaltungen – und in der Tat, 
wenn man die Entstehung dieses 
Dokumentes begleitet hat, ein 
Dutzend verschiedene Versionen 
zu lesen bekam, dann entwickelt 
es einen gewissen Charme, ganz 
unabhängig von der Frage, ob es 
eigentlich ein überzeugendes Kon-
zept ist. – Das kann ein jeder auf 
der Uni-Homepage nachlesen. 
Aber Vorsicht – es sind gut 150 
anglophone Seiten.

Tradition – Innovation 
– Autonomie

So lautet der Titel, und gleichsam 
die drei vermeintlichen Stärken 
der Universität, die herausgestellt 
werden sollen. Gerade der Teil zur 
Tradition ist verträumt, manchmal 
fast pathetisch, wenn an die alten 
Zeiten, insbesondere die der Wei-

marer Republik, erinnert wird, als 
Göttingen – zumindest im Bereich 
der Naturwissenschaften – fast der 
Mittelpunkt der wissenschaftlichen 
Welt war, jene Zeiten, als die meis-
ten der zwölf bis 44 mit Göttingen 
verknüpfbaren Nobelpreisträger 
ihre großen Erfolge erzielten. 
Glücklicherweise geht sich das 
aber nicht in Realitätsverlust aus, 
wird doch bescheiden eingestan-
den, dass auch eine erfolgreiche 
Förderung Göttingen nicht auf 
eine Stufe mit Harvard stellen 
werde. Es geht vielmehr um den 
Geist von damals, das weltoffene 
(Verbund)Forschen, das auch 
fremden Disziplinen nicht ver-
schlossen ist und die vermeintlich 
verrückte Idee nicht verschmäht. 
Der Förderantrag ist ferner nicht 
allein ein Antrag der Universität. 
Er versteht sich als Begehren eines 
Wissenschaftsstandortes, der ge-
wisse Alleinstellungsmerkmale hat 
und diese ausspielen kann. Fünf 
Max-Planck-Institute, das Deutsche 
Primatenzentrum, das Deutsche 
Zentrum für Luft- und Raumfahrt, 
die Akademie der Wissenschaften, 
usw. – eine ungewöhnlich reiche 
Auswahl außeruniversitäter For-
schungseinrichtungen also, die 
sich gemeinsam weiter entwi-
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Nicht nur über die Einführung von 
Studiengebühren wurde in den 
vergangenen Jahren heftig gestrit-
ten, sondern unter dem Stichwort 
„Studienfinanzierung“ auch dar-
über, wie Studierende in Zukunft 
ihren Lebensunterhalt bestreiten 
sollen. Die Einführung allgemeiner 
Studiengebühren in einigen Bun-
desländern hat diese Fragestellung 
noch verschärft. Die Antwort vieler 
konservativer Politiker lautete 
dann: Studienkredite. Diese sollen 
nicht nur die Sozialverträglich-
keit von Studiengebühren sicher 
stellen, sondern auch geeignet 
sein, das seit 35 Jahren bewährte 
BAföG zu ersetzen.

BAföG-Bericht der Bundes-
regierung empfiehlt Anhebung 
der Förderung um 10,3%
Der Beirat für Ausbildungsför-
derung, der im Auftrag der Bun-
desregierung regelmäßig die 
Bedarfssätze und Freibeträge 
des BAföG prüft, hat zu Beginn 
des Jahres einen neuen Bericht 
vorgestellt. Der durchschnittliche 
Förderungsbetrag stagnierte im 
Berichtszeitraum, während die 
Quote an geförderten Studieren-
den sogar leicht rückläufig war. 

Der Beirat sieht dringenden Bedarf, 
nach sechs Jahren der Stagnation 
(seit 2001), die Bedarfssätze um 
10,3 % und die Einkommensfrei-
beträge um 8,7 % anzuheben.

Immer mehr Studierende 
müssen nebenher arbeiten

Da der Finanzbedarf der Stu-
dierenden durch die allgemeine 
Preissteigerung seit 2001 deutlich 
angestiegen ist, reicht das BAföG 
zunehmend nicht mehr zu des-
sen Deckung aus, was für viele 
Studierende den Druck weiter 
erhöht, neben dem Studium zu ar-
beiten. Dabei waren schon 2003 
nach den Ergebnissen der 17. 
Sozialerhebung des Deutschen 
Studentenwerks 68 % der Studie-
renden während des Semesters 
erwerbstätig. Gerade die neu ein-
geführten Bachelorstudiengänge 
lassen hingegen immer weniger 
Zeit für einen Nebenjob.
Hinzu kommt, dass die Nichtan-
passung der Freibeträge uner-
wünschte Auswirkungen hat. So 
fallen viele Studienanwärter aus 
dem Kreis der Antragsberech-
tigten nach dem BAföG, weil das 
Einkommen ihrer Eltern gerade 
knapp oberhalb der Einkommens-

freibeträge liegt. Im Wissen um 
die Belastungen, die ein Studium 
für die Eltern bedeuten würde, 
verzichten sie auf einen Studien-
platz und beginnen eine duale 
Ausbildung.
So lässt sich das erklärte Ziel der 
Bundesregierung, 40 % eines Al-
tersjahrgangs an die Hochschulen 
zu bringen, um die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-
lands zu erhalten, nicht erreichen. 
Die Studierendenanfängerquote 
sackte im letzten Jahr folgerichtig 
von 38,9 % auf 35,5 % ab.

Bundesregierung überlegt 
Anpassung für 2008
Zunächst hatte das Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung 
auf den BAföG-Bericht mit der 
Ankündigung einer „Kleinen No-
velle“ reagiert. Sie hat zwar gute 
Ansätze, sieht aber lediglich kos-
tenneutrale Modifizierungen vor. 
So sollen in Zukunft beispielsweise 
Zuverdienste bis 400 Euro pro 
Monat möglich sein und ein Aus-
landsstudium schon ab dem ersten 
Semester gefördert werden kön-
nen. Der freie zusammenschluss 
von studentInnenschaften (fzs) 
und das Deutsche Studentenwerk 

(DSW) hatten jedoch immer wieder 
auf die dringende Notwendigkeit 
einer Anpassung der Bedarfssätze 
und Freibeträge nach 2001 hin-
gewiesen. Ende März zeigten die 
Beschwerden der zahlreichen bil-
dungspolitischen Akteure endlich 
Wirkung. Fünf Wochen nachdem 
das Kabinett eine Nullrunde beim 
BAföG beschlossen hatte, kündi-
gte Ministerin Anette Schavan an, 
nun doch eine Erhöhung für 2008 
anzustreben. 
Wenn ihr Wort etwas gelten soll, 
muss diese Anpassung mindestens 
in dem vom Beirat vorgeschla-
genen Umfang erfolgen. Weitere 
Anpassungen des BAföG sollte es 
danach mit jedem Bericht des Bei-
rats geben, und nicht erst, wenn 
die negativen Auswirkungen einer 
unzureichenden Studienförderung 
unübersehbar werden. So könnte 
die Bundesregierung zeigen, dass 
es ihr mit dem Ziel steigender 
Bildungsbeteiligung aller Einkom-
mensschichten tatsächlich ernst ist. 
Zumindest ist es erfreulich, dass 
Schavan, die sonst eine große 
Vorkämpferin für Kreditmodelle 
war, nun endlich die wissenschafts-
politische Bedeutung des BAföG 
erkannt zu haben scheint.

Kurswechsel in Sachen BAfög?
Nach Nullrunde wird für 2008 eine Erhöhung angestrebt

ckeln wollen; insofern kommen 
folgerichtig mit dem Göttingen 
Research Council (GRC) einem 
Organ des Wissenschaftsstand-
ortes einige wichtige Strategieent-
scheidungen zu.
Im Konkreten hat der Förderantrag 
vier Komponenten. Mit ‚Brain 
Gain’ wird ein neuer Karriereweg 
für Nachwuchswissenschaftler 
geschaffen. Dies geschieht über 
die Einrichtung von Forscher-
nachwuchsgruppen. Zunächst 
jeweils drei dieser Gruppen bilden 
ein Forschungszentrum in einem 
Wissenschaftsbereich, dem der 
GRC zutraut, sich innerhalb der 
Förderdauer zu einem weltweit 
wahrgenommenen Forschungs-
schwerpunkt am Standort zu 
entwickeln; für einzelne Bereiche 
können auch Gruppen ohne An-
bindung an ein Zentrum eingerich-
tet werden (die nennen sich dann 
‚free-floating’). Den Leitern der 

Nachwuchsgruppen wird in Aus-
sicht gestellt, bei entsprechender 
wissenschaftlicher Leistung auf 
eine Professur übernommen zu 
werden.  Zweites Element ist 
‚Brain Sustain’ – hier sollen in 
drei Bereichen, die eine zentrale 
Bedeutung für die Standortent-
wicklung haben, ausgewiesene 
Spitzenforscher nach Göttingen 
geholt werden. Mit dem ‚Lich-
tenberg-Kolleg’ wird in der alten 
Sternwarte ein Wissenschaftskolleg 
eingerichtet, das insbesondere 
zur Förderung der Geisteswis-
senschaften in wechselnden For-
schungsschwerpunkten dienen, 
aber im Sinne des Namensgebers 
auch die Kommunikation zwischen 
Geistes- und Naturwissenschaften 
fördern soll. Letztlich ist geplant, im 
Rahmen von ‚Göttingen Internati-
onal’ vier Auslandsrepräsentanzen 
in Kalifornien, Indien, China und 
Südkorea zu gründen, um damit 

vermehrt auch für internationale 
Studierende attraktiv zu werden.
Man sollte nicht verschweigen, 
dass auch das eine oder andere 
finanzielle Risiko bestehen mag, 
wenn man daran denkt, dass nach 
Ablauf der Förderperiode mög-
licherweise Stellen aus dem lau-
fenden Etat abgelöst werden müs-
sen, jedoch wäre es ein eigentlich 
undenkbares Eigentor, einzelne 
Universitäten erst in dieser Weise 
zu fördern, um sie dann in einen 
Scherbenhaufen zu entlassen. Es 
ist zwar viel politischer Wahnsinn 
denkbar, aber das scheint selbst für 
die deutsche Wissenschaftspolitik 
eher unwahrscheinlich.

Auswirkungen auf das 
Studium

Es ist klar, dass die Exzellenzinitia-
tive ein Programm zur Förderung 
der Forschung ist. Von daher darf 
man nicht erwarten, dass sich 

auch im Erfolgsfall nennenswerte 
Veränderungen für das Studium 
ergeben werden; allenfalls in je-
nen Bereichen, die dann vielleicht 
besondere Förderung genießen. 
Allerdings sind im Rahmen der 
Vorarbeiten zur Antragstellung 
auch für die Weiterentwicklung von 
Lehre und Studium Ideen entwickelt 
worden, die – so steht zu hoffen 
– in die Entwicklungsplanung der 
Universität eingehen werden. 
Vielleicht ist es erst einmal nicht so 
relevant, wie ein jeder zu dieser 
Art von Förderprogramm steht. Es 
existiert, und es wird Gewinner und 
Verlierer geben. Es scheint – ob aus 
Überzeugung oder Opportunismus 
– unschädlich, Göttingen eher auf 
dieser denn auf jener Seite sehen 
zu wollen. Wer also möchte, kann 
schon einmal wählen auf www.
hochschulverband.de/exzellenzini-
tiative.html - derzeit liegt Göttingen 
hier auf dem letzten Platz.
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Neue Kopierer – altes Bezahlsystem?

Dem ein oder anderen Studierenden wird es 
bereits aufgefallen sein: Seit Mitte März werden 
alle Kopierer der Universität nach und nach durch 
neue Geräte der Firma NRG/Nashuatec ausge-
tauscht. Bereits bei der Einführung der Chipkarte 
vor über zwei Jahren war von der Universität 
versprochen worden, dass bei der Neuaufstellung 
der Kopierer das Bezahlsystem auf die Chipkarte 
umgestellt werden soll. Damit sollte das bisherige 
Durcheinander beseitigt werden. Bisher gibt fast 
jedes Institut oder Seminar eigene Kopier-Karten 
aus, so dass viele Studierende einen ganzen 
Stapel mit sich herumschleppen müssen. Doch 
diese Umstellung ist derzeit mehr als fraglich, da 
aktuell an die neuen Kopierer wieder die alten 
Kartenleser montiert werden. Auf Nachfrage wur-
de seitens der Universitätsverwaltung erläutert, es 
habe zu Beginn noch technische Probleme gege-
ben, diese seien jedoch mittlerweile so gut wie 

Sicherheit bei der Chipkarte
Viele aber nicht alle Probleme nach Wadenbeißer-Artikel im Januar gelöst

von Christian Zigenhorn
In der Januar-Ausgabe des Wa-
denbeißers (Nr. 68) hatten wir 
ausführlich über Sicherheits-
probleme im Zusammenhang 
mit der Chipkarte berichtet. Drei 
Monate sind seitdem vergangen, 
und Universitätsverwaltung, Stu-
dentenwerk und SUB haben die 
Zeit genutzt, um an der Lösung 
der beschriebenen Probleme 
zu arbeiten. Mit diesem Artikel 
möchten wir über den aktuellen 
Stand sowie ein neues Problem 
der Selbstbedienungsfunktionen 
berichten.

Sperrung erfolgt jetzt 
deutlich schneller

Für den Artikel im Januar hatten 
wir ausprobiert, wie eine Sper-
rung der Karte bei Verlust über 
die Störmeldezentrale (erreich-
bar unter (0551) 39 – 1171) 
funktioniert. Damals war es so, 
dass die einzelnen Einrichtungen 
der Universität per E-Mail über 
die Sperrung informiert wurden 
und diese die Sperrmeldung im 
Anschluss teilweise per E-Mail 
an weitere Einrichtungen (z.B. 
das Studentenwerk) weiterleiten 
mussten. Durch dieses Verfahren 
kam es zwangsweise zu unnöti-
gen Verzögerungen, da häufig 
nur ein sehr eingeschränkter 
Personenkreis Zugriff auf diese 
E-Mails hatte. Mittlerweile werden 
alle Einrichtungen, die mit der 
Chipkarte arbeiten, direkt von der 
Störmeldezentrale benachrichtigt. 
Alternativ ist es in Ausnahmefällen 
auch weiterhin möglich, die Chip-
karte bei der Studienzentrale am 
Wilhelmsplatz sperren zu lassen, 
die dann ihrerseits alle Stellen 
direkt informiert. Außerdem wur-
de beispielsweise in der SUB der 
Kreis der Bearbeiter der Sperr-
meldungen erweitert, so dass es 
durch Urlaub und Krankheit nicht 
mehr zu Verzögerungen kommen 
sollte. Allerdings bleibt es bei der 
Benachrichtigung per E-Mail, 
ein automatisiertes Verfahren ist 
nach Angabe der verantwort-
lichen Mitarbeiter derzeit nicht 
vorgesehen.
Das Studentenwerk hat gegenü-
ber dem Wadenbeißer versichert, 
dass alle Schäden mit der Bezahl-

funktion, die nach dem Anruf bei 
der Störmeldezentrale verursacht 
werden, vom Studentenwerk 
getragen werden. Möchte man 
das Restguthaben erstattet be-
kommen, so muss man mit der 
Bescheinigung, welche man bei 
Ausstellung der neuen Karte von 
der Studienzentrale erhält, zum 
Servicepoint in der Zentralmensa 
gehen. Dort bekommt man in 
der Regel nach einem Arbeitstag 
das Geld; da seitens einiger Ab-
rechnungsstellen (z.B. Klinikum) 
die Abrechnungsdaten jedoch 
teilweise erst verzögert an das 
Studentenwerk übermittelt wer-
den, kann es in Ausnahmefällen 
bis zu einer Woche dauern.
Eine Umstellung der Aufwertung 
der Chipkarte per EC-Karte von 
dem bisher verwendeten Last-
schriftverfahren ohne jegliche 
Legitimation auf das PIN-Verfah-
ren ist seitens des Studentenwerks 
nicht geplant. Die laufenden Kos-
ten bei einer Umstellung auf das 
PIN-Verfahren seien höher als die 
derzeitigen Aufwendungen durch 
Missbrauch und Rücklastschriften 
mangels Kontodeckung. Außer-
dem könne jeder Studierende in-
nerhalb von sechs Wochen nach 
der Abbuchung vom Konto bei 
seiner Bank der Lastschrift wider-
sprechen und bekäme dann das 
Geld seinem Konto wieder gutge-

schrieben; das Missbrauchsrisiko 
liege also nicht beim einzelnen 
Studierenden, sondern beim 
Studentenwerk.

Neue Passwörter in der SUB
In der SUB gibt es auch deutliche 
Verbesserungen zu vermelden: 
Bisher waren der Barcode auf der 
verlorenen Chipkarte und der auf 
der neuen Karte identisch. Hier 
wird es in Zukunft einen neuen 
Barcode geben, so dass eine 
Weiternutzung der alten Karte 
nicht mehr möglich sein wird. Au-
ßerdem wird es ab voraussichtlich 
Mitte Mai neue Passwörter geben. 
Das alte Verfahren hat bei Neu-
einrichtung grundsätzlich das Ge-
burtsdatum als Kennwort benutzt, 
zukünftig wird dies eine achtstelli-
ge Kombination aus Buchstaben 
und Ziffern. Bereits jetzt weisen 
die Mitarbeiter und Informa-
tionszettel der SUB die Nutzer 
darauf hin, dass es sinnvoll sei, 
dass Kennwort zu ändern. Nach 
Angaben der SUB sei es jedoch 
mit ihrer Software nicht möglich, 
die Nutzer zu einer Änderung des 
Passworts zu zwingen.
An dem Drucker der Selbstbe-
dienungsterminals an der Chip-
kartenausgabe konnte bereits am 
Tag nach der Veröffentlichung im 
Januar die Möglichkeit unterbun-
den werden, durch das Betätigen 

einer Taste am Drucker an fremde 
Bescheinigungen zu gelangen. 
Dafür ist uns in den vergangenen 
Wochen ein neues Problem mit 
den Selbstbedienungsfunktionen 
bekannt geworden: Bis zum Ende 
des Wintersemesters wurden aus-
schließlich Kennwörter vergeben, 
die aus vier Ziffern bestanden. 
Außerdem ermöglicht das System 
beliebig viele Fehlversuche inner-
halb kürzester Zeit, bei gerade 
einmal 10.000 verschiedenen 
Möglichkeiten ist es mit einer 
schnellen Internetanbindung rela-
tiv einfach, alle Möglichkeiten mit 
Hilfe eines kleinen Computerpro-
gramms durchzuprobieren und 
damit den Zugang zu erlangen. 
Mittlerweile werden für alle neuen 
Studierenden und diejenigen, die 
sich eine neue PIN- und TAN-Liste 
ausstellen lassen, deutlich sichere 
Passwörter vergeben, sie bestehen 
aus achtstelligen Buchstaben- 
und Zahlenkombinationen, die 
sich dadurch ergebenden ca. 210 
Billionen Möglichkeiten sind nicht 
mehr ernsthaft durchzuprobieren. 
Außerdem hat die Universität 
zugesagt, beim Softwarehersteller 
eine Veränderung des Systems in 
Auftrag zu geben, so dass nach 
mehrmaligen Fehleingaben der 
jeweilige Nutzer für eine gewisse 
Zeit (üblicherweise 30 Minuten) 
gesperrt wird.

gelöst. Eine Entscheidung, ob die Bezahlfunktion 
dann demnächst tatsächlich umgestellt werde, 
sei jedoch noch nicht gefallen. Die Umstellung 
auf neue Kartenleser sei nicht ganz preiswert, 
da neben der Anschaffung von Kartenlesern alle 
Kopierer mit dem zentralen Abrechnungscom-
puter verbunden werden müssen. Als weitere 
Nutzungsmöglichkeit gibt es auch Planungen, die 
Kopierer auch als Drucker für die Uni-Rechner zu 
nutzen. Mit einer endgültigen Entscheidung sei 
im Laufe des Mai zu rechnen.
Aus studentischer Sicht kann man nur hoffen, 
dass die Umstellung auf die Chipkarte schnellst-
möglich erfolgt, das ewige Durcheinander mit 
den verschiedenen Kartensystemen darf keine 
Zukunft haben. Die Vertreter der ADF werden 
gegenüber der Verwaltung und dem Präsidium 
auf eine Entscheidung im Sinne der Studierenden 
drängen.
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Erneut nur „Studenten-
berg untertunneln“?!
Hochschulpakt 2020 – Problem erkannt, aber nicht gelöst; Land versagt wie gewöhnlich

von Andre Dorenbusch

Ende letzten Jahres hatten sich 
Bund und Länder auf Eckpunkte 
eines Programms geeinigt, das 
die geburtenstarken Altersjahr-
gänge der 90er Jahre in Zeiten 
so genannter doppelter Abitur-
jahrgänge durch die Schaffung 
von 90.000 neuen Studienplät-
zen erfolgreich an und durch 
die Hochschulen bringen soll. 
Das Ganze nennt sich ganz im 
Stile des gewohnten Schön-
sprech der vergangenen Jahre 
‚Hochschulpakt 2020’. Das Land 
Niedersachsen hat Anfang ver-
gangener Woche vorgestellt, wie 
es sich die konkrete Umsetzung 
vorstellt. Göttingen ist vorerst mit 
90 Studienplätzen in 6 Fächer-
gruppen dabei.

Bund und Länder wollen 
bis 2010 gemeinsam je 565 
Miliionen Euro zur Verfü-
gung stellen

Zunächst vielleicht der Hinter-
grund in kühlen Zahlen. Die 
Kultusministerkonferenz prognos-
tiziert für den Zeitraum bis 2014 
einen Anstieg der Studierenden-
zahlen deutschlandweit um etwa 
ein Drittel von zurzeit gut zwei 
Millionen auf dann etwa 2,7 
Millionen. Die Hochschulrekto-
renkonferenz ergänzt dazu eine 
finanzielle Hausnummer aus Sicht 
der Hochschulen, indem sie von 
im Schnitt 2,3 Milliarden Euro 
finanziellem Mehraufwand zwi-
schen 2007 und 2020 ausgeht.
Der Bund stellt nunmehr – zu-
nächst bis 2010 – 565 Millionen 
Euro zur Verfügung; die Län-
der sollen die gleiche Summe 
beisteuern. Die Verteilung der 
Bundesmittel erfolgt in den kom-
menden beiden Jahren nach 
dem so genannten Königsteiner 
Schlüssel (das ist eine 58 Jahre 
alte Formel, die ursprünglich 
den Länderanteil an der Erfüllung 
großer Forschungsaufgaben 
geregelt hat, heutzutage aber 
auch für ganz andere Umla-
gezwecke eingesetzt wird); ab 

2009 wird ausgehend von den 
Studienanfängerzahlen im Jahre 
2005 der reale Zuwachs hono-
riert. Abweichend erhalten die 
neuen Bundesländer sowie die 
Stadtstaaten jeweils Pauschalen. 
Sie stellen bereits heute teils weit 
über den eigenen Bedarf hinaus 
Studienplätze zur Verfügung und 
werden dafür honoriert, dass sie 
auf den Abbau von Kapazitäten 
verzichten. Gleichzeitig bedeutet 
das aber, dass rund ein Viertel 
der Bundesmittel gar nicht in 
den Aufbau von Studienplätzen 
fließen werden. Insofern dürfte 
auch heute schon völlig klar sein, 
dass spätestens 2010 weitere 
Anstrengungen ganz anderer 
Größenordnung notwendig sein 
werden, um den Studierenden 
dann tatsächlich zumutbare Ver-
hältnisse an den Hochschulen 
bieten zu können. In den 80er 
Jahren des vergangenen Jahr-
hunderts war man schon einmal 
mit halbherzigen Maßnahmen zur 
so genannten Untertunnelung des 
Studentenberges in die Misere 
gerannt.

Die Pläne in Niedersachsen

Das Niedersächsische Minis-
terium für Wissenschaft und 
Kultur (MWK) hat seine Pläne 
zur konkreten Ausgestaltung des 
Hochschulpaktes, insbesondere 
zu der Frage, an welchen Stand-
orten wie viele neue Studien-
plätze entstehen sollen, Anfang 
letzter Woche bekannt gegeben. 
11.200 Plätze sollen es sein bis 
zum Jahr 2010, gut 1.600 bereits 
zum kommenden Wintersemester. 
Davon wiederum gut zwei Drittel 
verteilen sich auf die Fachhoch-
schulen des Landes, ein Drittel 
auf die Universitäten. Die Georg-
August-Universität soll insgesamt 
90 Studienplätze in den Fächern 
Physik, Chemie, Biologie, BWL 
und Deutscher Philologie sowie 
den ‚kleinen Fächern’ schaffen 
– ein im Vergleich bescheidener 
Wert. 

Alles schön und gut, hätte das 
Land nicht seine Verantwortung 
in fast schon gewohnter Ma-
nier erneut deutlich verfehlt. 
Insbesondere im Vergleich zum 
Bemessungsjahr 2005 haben 
sich an den Hochschulen Verän-
derungen ergeben. Die politisch 
gewollte Umstellung auf Bache-
lor- und Masterstrukturen führte 
zu höherem Betreuungsaufwand, 
der sich in heute schon real nied-
rigerer Studienplatzkapazität wi-
derspiegelt. Weitere Studienplätze 
sind durch diverse Einsparrunden 
zum Wohle des Landeshaushaltes 
verloren gegangen; von 2005 auf 
2006 allein 1.100.

Landesregierung mogelt 
sich zur Förderung

Um dennoch in den Genuss der 
Fördermittel des Hochschulpaktes 
zu gelangen, muss das Land 
tricksen. Zwei Maßnahmen hat 
es dazu gerade umgesezt. An den 
Fachhochschulen wurden die so 
genannten Curricularnormwerte 
(CNW), die abstrakt angeben, 
wie viele Deputatsstunden ein 
einzelner Studierender im Stu-
diengang je Semester benötigt, 
abgesenkt, an den Universitäten 
die Lehrverpflichtung der wis-
senschaftlichen Mitarbeiter und 
der Lehrkräfte für besondere 
Aufgaben angehoben. Beide 
Maßnahmen erhöhen künstlich 
die Studienplatzkapazität; beide 
gehen natürlich auch zu Lasten 
der Studienqualität, indem sie 
vor allem das Personal zusätzlich 
belasten. 

Hochschulen kritisieren 
landesweite Umsetzung 
scharf

Während das MWK sich rühmte, 
eine schnelle Einigung mit den 
Hochschulen erzielt haben zu 
können, geht die Landeshoch-
schulkonferenz (LHK), welche die 
Hochschulen im Land vertritt, mit 
für ihre Verhältnisse ungewöhn-
lich deutlicher Kritik an die Öf-

fentlichkeit. Der LHK-Vorsitzende 
und Göttinger Uni-Präsident von 
Figura wird wie folgt zitiert: „Diese 
Maßnahmen verschlechtern real 
die Studienbedingungen und 
die Lehrqualität und stehen im 
Widerspruch zu den Versprechen, 
die den Studierenden im Zuge der 
Einführung von Studienbeiträgen 
gemacht wurden.“ 
Die Hochschulen des Landes 
werden jetzt Nachverhandlungen 
einfordern und wollen andernfalls 
die Unterschrift zum Hochschul-
pakt 2020 verweigern. Offen-
kundig ist auf dem Weg zu einem 
wirklich soliden Konzept zum 
Aufbau neuer Studienplätze also 
noch Einiges zu tun.

Hochschulpakt enthält 
auch Massnahmen zur 
Forschungsförderung

Verschwiegen werden soll nicht, 
dass der Hochschulpakt 2020 
neben der Förderung neuer Stu-
dienplätze noch eine zweite Kom-
ponente hat. Sie wird öffentlich 
weniger ins Rampenlicht gestellt, 
schüttet – bezeichnend – aber 
mit 700 Millionen Euro bis 2010 
den größeren Mittelanteil aus 
und fördert die Forschung an den 
Hochschulen, indem seitens des 
Bundes 20 % Zuschlag auf alle 
Förderungen durch die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft (DFG), 
etwa für die Bewilligung von 
Sonderforschungsbereichen oder 
Graduiertenkollegs, gewährt 
werden. Diese so genannten 
Overhead-Mittel entlasten die 
Hochschulhaushalte von einem 
Großteil der Eigenanteile an 
fremdfinanzierten Forschungs-
vorhaben. Auch das eine an sich 
gute Idee. Bleibt die Frage der 
Prioritätensetzung, wird doch die 
Forschung auch schon durch die 
zwei Milliarden Euro schwere 
Exzellenzinitiative von Bund und 
Ländern gefördert, die Lehre 
hingegen vor allem durch das 
Eigenkapital ihrer Nutzer, die 
Studiengebühren.
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Uni aktiv mitgestalten!
Interesse, die Uni aktiv mitzugestalten? Lust, Leute kennen zu lernen? Dann bist Du bei uns genau richtig: Die ADF 
ist mit über 200 Mitgliedern die größte studentische Interessenvertretung an der Universität Göttingen. Wir enga-
gieren uns in allen wichtigen Gremien und entscheiden über die Belange unserer Uni im Interesse der Studierenden 
konsequent mit. Mit unserer Zeitung „ADF Wadenbeißer“ (siehe Abbildung), der mit Abstand auflagenstärksten 
studentischen Publikation in Göttingen, informieren wir regelmäßig im Semester über aktuelle hochschulpolitische 
Themen und Geschehnisse rund um die Universität Göttingen. – Und auch sonst gibt’s bei uns viel Raum für kre-
atives, selbstständiges Arbeiten: Ob in hochschulpolitischen Projekten, in der Wahlkampfplanung, im AStA oder 
in Kommissionen der Universität. Also:

Mach mit in Göttingens größter 
hochschulpolitischer Gruppe!

Einsteigerabende: Mittwoch, 25. April und Montag, 30. April 
ab 18 Uhr vor ZHG 007 (Campus)

Man stellt uns immer wieder gern 
die Frage, welcher politischen 
Richtung wir eigentlich ange-
hören. Die Antwort: Wir haben 
keine „politische“ Ausrichtung.
Allerdings sollte man das auch 
nicht  missverstehen. Wir sind 
kein Haufen Unpolitischer oder 
politisch Desinteressierter. Nicht 
wenige unserer Mit-
glieder engagie-
ren sich 

außerhalb der Uni in politischen 
Parteien; das Spektrum reicht 
dabei von der CDU und FDP 
über die SPD bis zu den Grünen. 
Nur gerade daran sieht man, 
dass die ADF keine einheitliche 
allgemeinpolitische Meinung 
vertreten kann (und will). Für die 
Vertretung studentischer Interes-
sen in den Gremien der Universi-
tät und der Studierendenschaft ist 
das aber  auch gar nicht notwen-
dig. Eine einheitliche Position zu 
Problemen, die uns Studierende 
betreffen, haben wir, und darauf 
kommt es an.
Dass politische Unabhängigkeit 
sich auch als handfester Vorteil 
erweisen kann, erfahren wir in 
unserer Arbeit immer wieder  
aufs Neue. Deshalb sind wir stolz 
darauf, ganz am studentischen 
(und damit auch eigenen) In-
teresse orientiert, zu sein und 
nicht an dem irgendwelcher 
Parteien.

Interessiert?
So, nun genug von uns. Wenn du 
Interesse hast, mal bei uns rein-
zuschnuppern, dann komm doch 
einfach ganz unverbindlich zu 
einem unserer Einsteigerabende 
am Mittwoch, den 25. April 
oder am Montag, den 30. April 
jeweils ab 18 Uhr. Treffen 
vor ZHG 007 (Campus). 
Hier werden wir uns 
ausführlich vorstel-
len und Deine 
Fragen beant-
worten.

Also bis 
dahin,
Deine 
ADF

Im Senat der Universität (mit dem 
Senator Andre Dorenbusch), in 
den zahlreichen Senatskommis-
sionen sowie den Gremien des 
Studentenwerks bringen wir uns 
intensiv in die Entscheidungspro-
zesse ein.

Unsere Geschichte

Vor über dreizehn Jahren kamen 
Vertreter unabhängiger Fach-
schaftsgruppen, die an den Fa-
kultäten vor allem Serviceleistun-
gen für ihre Kommilitonen anbo-
ten, zusammen und beschlossen, 
sich für die Uniwahlen im Januar 
1994 zu einer Liste zusammen-
zuschließen, um sich gemeinsam 
für eine studierendeninteressen
nahe studentische Vertretung 
auf Uni-Ebene einzusetzen: Die 
ADF war geboren. Seitdem sind 
weitere Fachschaftsgruppen, vor 
allem aber einzelne Studierende 
aus vielen Fakultäten, zu uns 
gekommen, so dass wir heute 
die größte hochschulpolitische 
Gruppe Göttingens sind.

Unsere Arbeit

Seit über vier Jahren stellen wir  
den Allgemeinen Studierenden-
ausschuss (AStA). Dort vertreten 
uns z. Zt. Andre Dorenbusch als 
AStA-Vorsitzender und drei weitere 
Referenten mit unterschiedlichen 
Aufgaben. Wir wirken im AStA 
maßgeblich an der Vertretung 
der studentischen Interessen an 
unserer Uni, gegenüber der Stadt 
Göttingen und gegenüber dem 
Land Niedersachsen mit. Aber 
auch Info- und Diskussionsver-
anstaltungen sowie Demonstrati-
onen werden von uns organisiert. 
Überdies bieten wir im AStA z.B. 
mit der Sozial- und Rechts-
beratung und vielen Info-
Broschüren ein breites 
Serviceangebot für die 
Studierenden an. 
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Du hast EntschiEDEn!
UrabstimmUng zUm stUdiengebührenboykott erreicht das QUorUm nicht

von Andre Dorenbusch

Kaum kommt man in dieser Woche in die Innenstadt, da kommen einem herrliche Gerüche und 
wohlklingende Geräusche entgegen. Genau, ihr habt richtig geraten: der Weihnachtsmarkt hat 
seine Pforten geöffnet und stimmt uns mit Glühwein und so mancher anderen Kleinigkeit auf das 
Weihnachtsfest ein. Wir wollen am Jahresende noch einmal kurz aber präzise über das berichten, 
was in den letzten Wochen geschehen ist und noch auf uns zukommt.
Die Urabstimmung hat in einem knappen Endspurt das Quorum nicht erreichen können. Aber auch 
die Änderungen im NHG und die Sorgen um die Lehrevaluation wollen wir euch näher bringen. Von 
uns aus schon mal Frohe Weihnachten und allen einen guten Rutsch.     Jan-Frederik Lücke

E d i t o r i a l

Vergangene Woche hat die 
Studierendenschaft eine Ur-
abstimmung durchgeführt. Es 
ging um die Frage, ob zum 
Sommersemester 2007 ein 
Treuhandkonto zum Zwecke 
der Verweigerung der auf uns 
zukommenden Studienbeiträge 
von 500 Euro je Semester ein-
gerichtet werden solle. Damit 
verbunden war die Frage nach 
der jeweils persönlichen Bereit-
schaft zur Beteiligung an einer 
solchen Boykott-Aktion. Gemäß 
allen geltenden Ordnungen ist 
für das Zustandekommen eines 
Urabstimmungsbeschlusses die 
Zustimmung von mindestens 
15 Prozent aller Abstimmungs-
berechtigten bei gleichzeitigem 
Übergewicht der Ja-Stimmen 
gegenüber den Nein-Stimmen 
erforderlich.
Das Ergebnis in nackten Zahlen 
(vorläufiges amtliches Ender-
gebnis): Abstimmungsberechtigt 
waren 23.673 Studierende und 

Promotionsstudierende. Davon 
haben 4.109 einen Stimmzettel 
in eine der aufgestellten Urnen 
geworfen. Bei 58 ungültigen 
Stimmen lag die Abstimmungs-
beteiligung also bei 17,36 Pro-

zent. Mit ‚Nein’ haben gestimmt 
919 Studierende oder 22,7 
Prozent. Mit ‚Ja’ haben gestimmt 
3.132 Studierende oder 77,3 
Prozent der Abstimmenden. 
Das wiederum entspricht 13,2 
Prozent der Abstimmungsbe-
rechtigten. Das erforderliche 
Quorum von 15 Prozent oder 
3.551 Studierenden konnte 
damit nicht erreicht werden. 
Ein Urabstimmungsbeschluss ist 
nicht zustande gekommen; die 
Studierendenschaft hat sich mit 

diesem Ergebnis also nicht für 
die Einrichtung eines Treuhand-
kontos ausgesprochen.
Wie ist dieses Ergebnis nun zu 
deuten? Die letzte unabhän-
gig von Uni-Wahlen durchge-
führte Urabstimmung fand im 
Sommersemester 2004 statt. 
Damals ging es um die erstma-
lige Einführung von Bus- und 
Bahnsemestertickets. Bei einer 
Abstimmungsbeteiligung von 
etwa 37 Prozent wurde das eine 
abgelehnt, das andere aber 

angenommen und bis heute 
zweimal bestätigt. Es ist also 
zunächst einmal festzuhalten, 
dass der Mobilisierungsgrad 

unter den Abstimmungsberech-
tigten vor zwei Jahren doppelt so 
hoch war, obwohl sowohl durch 
den Allgemeinen Studierenden-
ausschuss (AStA) als offizielle 

Abstimmungsbeteilung 
von 17,36 Prozent

Studienbeitragsboykott 
hat in Göttingen 
kaum Chancen

Austretendes Amoniak hat am 
Mittwoch, den 22.11.2006, 
einen größeren Feuerwehr-
einsatz hinter der Zentralmen-
sa ausgelöst. Während der 
Wartungsarbeiten an einem 
Wärmetauscher der Kühlanlage 
des Blauen Turms und der Zent-
ralmensa hatten Angestellte der 
Wartungsfirma einen stechen-
den Geruch wahrgenommen. 
Sie unterrichteten den Uni-Si-
cherheitsdienst. Die Feuerwehr 
rückte mit dem Chemie- und 
Dekontaminationszug an. Feu-
erwehrleute in Vollschutzanzü-
gen gingen mit Messgeräten in 
das Gebäude. 
Nach etwa einer Stunde gab 

ammoniak löst Feuerwehreinsatz aus

die Feuerwehr Entwarnung für 
die Uni und die umliegenden 
Gebäude, die vorsorglich gebe-
ten wurden, Fenster und Türen 

geschlossen zu halten. Das 
Gas hatte sich bereits verflüch-
tigt und war nicht in größerer 
Menge ausgetreten.
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Auf der Suche nach dem Geld
Wo findet man seine Studiengebühren wieder?
–675,82 Euro, diese Zeile auf 
dem Kontoauszug wird allen 
noch schmerzhaft in Erinnerung 
sein. Zusätzlich zu den 75 Euro 
Verwaltungskostenbeitrag für 
den Landeshaushalt musste für 
dieses Semester erstmals jeder 
500 Studiengebühren bezahlen. 
Dieses Geld bleibt erst einmal 
an der Uni und darf und muss 
für Verbesserungen der Lehr- und 
Studienbedingungen ausgege-
ben werden. In dieser Ausgabe 
beschäftigen wir uns mit der Ver-
wendung an der Universität ohne 
die Medizinische Fakultät. Da die 
Universitätsmedizin einen sepa-
raten Haushalt hat, gilt dort ein 
anderes Verfahren, das wir in der 
nächsten Ausgabe behandeln.
Die Universität erwartet Einnah-
men in Höhe von sieben Millionen 
Euro pro Semester. Die eine Hälfte 
des zur Verfügung stehenden 
Geldes wird nach Studienfällen 
auf die Fakultäten zur eigenver-
antwortlichen Verwendung zuge-
wiesen. Die andere Hälfte wird in 
einem zentralen Wettbewerbsver-
fahren für zentrale und dezentrale 
Maßnahmen vergeben. Doch was 
bekommen wir für das Geld?

SUB auch sonntags geöffnet

Die im Moment sichtbarste Ver-
besserung durch Studienbeiträge 
ist die Verlängerung der Öff-
nungszeiten des SUB-Neubaus. 
Seit dem 16. April schließt die 
Universitätsbibliothek in der Wo-
che statt um 22 Uhr erst um ein 
Uhr nachts ihre Türen. Morgens 
öffnet die SUB seit einer Woche 
bereits um sieben Uhr. Auch am 
Wochenende wurden die Öff-
nungszeiten verlängert. Samstag 
und auch Sonntag ist die Biblio-
thek von 9 bis 21 Uhr geöffnet.
Auch zusätzliche Tutorien und 
Angebote des Sprachlehrzent-
rums können flächendeckend an 
der Universität wahrgenommen 
werden. Wer einen Sprachkurs 
besucht, der nicht durch die 
Studienordnung verpflichtend ist, 
muss dafür ab diesem Semester 
nur noch 15 statt 40 Euro zuzah-
len. An vielen Fakultäten werden 
auch zusätzliche Lehrbücher an-
geschafft. Außerdem wurde an 

vielen Fakultäten Personal für 
eine bessere Studienberatung 
eingestellt.
Andere Maßnahmen werden erst 
in einiger Zeit sichtbar werden. 
Die Betreuung bei der Suche nach 
Praktika soll verbessert werden 
und eine Praktikumsdatenbank 
aufgebaut werden. Der TOEFL-
Test, der häufig für ein Studium 
im englischsprachigen Raum 
benötigt wird, kann demnächst 
auch in Göttingen abgelegt wer-
den. Und die Internet-Hotline wird 
Notebooks für das Schreiben von 
Abschluss- und Seminararbeiten 
verleihen sowie den Ausbau des 

Funknetzes „GoeMobile“ voran-
treiben.
Und an vielen Stellen in der Uni-
versität wird gebaut. Im ersten 
Semester sind von den sieben 
Millionen Euro Einnahmen aus 
Studiengebühren etwa 2,7 Mil-
lionen Euro für Baumaßnahmen 
und die Ausstattung von Lehr-
räumen vorgesehen. Die teuerste 
beschlossene Maßnahme ist der 
schrittweise Umbau des Verfü-
gungsgebäudes (VG) zu einem 
modernen Lehrgebäude, der in 
den nächsten vier Semestern drei 
Millionen Euro kostet. Mit dem 
Umbau sollen deutlich mehr, teil-
weise kleinere und besser ausge-
stattete Seminarräume geschaffen 
werden. Zusätzliche Übungsräu-
me werden dringend benötigt. 
Denn fast alle Fakultäten bieten 
finanziert aus Studienbeiträgen zu 
mehr Veranstaltungen Tutorien an 
oder wollen die Teilnehmerzahlen 

in den Tutorien verringern. Nen-
nenswerte freie Raumkapazitäten 
am Campus gibt es nur noch zu 
ungeliebten Zeiten: früh morgens 
oder Freitagnachmittag. Weitere 
Baumaßnahmen sind die Mehr-
kosten für die Modernisierung 
der Oec-Bibliothek im Zuge der 
Sanierung des Oeconomicus, die 
kurzfristige Einrichtung zusätz-
licher Seminarräume im Heinrich-
Düker-Weg, der Umbau des Be-
reichs vor den Chemie-Hörsälen, 
die Sanierung des Hörsaals in der 
Botanik und die Erneuerung des 
ZHG 010. Außerdem werden die 
Einzelarbeitsplätze in der Theo-Bi-

bliothek modernisiert, in mehreren 
Seminarräumen Beamer installiert 
und die Tafel im Sprechsaal der 
Bibliothek des Mathematischen 
Instituts erneuert. 

Diskussion über VG-Umbau

Insbesondere die Baumaßnah-
men werden von vielen kritisch 
gesehen. Zuerst hat das Göttinger 
Tageblatt sich kritisch zum Umbau 
des Verfügungsgebäudes geäu-
ßert. Später hat auch der Berliner 
Tagesspiegel diese Entscheidung 
als Missbrauch kritisiert und da-
mit eine kleine Medienlawine 
losgetreten. Auch die Göttinger 
SPD-Landtagsabgeordnete Gabi 
Andretta sieht in den Baumaßnah-
men eine „Zweckentfremdung“ 
der Studiengebühren. Eigentlich, 
so die Kritiker, müsse das Land 
die Finanzierung übernehmen 
und nicht die Studierenden. Das 
stimmt. Aber passieren würde es 

in absehbarer Zeit nicht. Und dass 
sie eigentlich das Land bezahlen 
müsste, gilt leider ebenso für 
praktisch alle anderen Maßnah-
men, die aus Studiengebühren 
finanziert werden. Deshalb wäre 
es zu wünschen, dass alle Kritiker 
der Verwendung so konsequent 
wären, wie Frau Andretta, und die 
Abschaffung der Studiengebühren 
fordern. Ein weiterer Kritikpunkt 
ist, dass Studierende heute für 
eine Investition bezahlen, von 
der sie nicht viel haben und 
dafür spätere Generationen von 
Studierenden profitieren. Diese 
Ungerechtigkeit für die ersten 
Gebührenzahler gibt es. Nur 
daraus die Konsequenz zu ziehen, 
keine Investitionen zu finanzieren 
– also keine Baumaßnahmen 
durchzuführen und auch keine 
Laborausstattungen zu moder-
nisieren oder zusätzliche Lernar-
beitsplätze einzurichten – wäre 
sicher falsch.
In seiner extremsten Form be-
steht das Problem, dass heutige 
Studierende für die Studierenden 
von morgen zahlen, übrigens bei 
einem Vorhaben von zwei Hoch-
schulen in Nordrhein-Westfalen. 
Die FH Münster will jährlich eine 
Millionen Euro, 20 Prozent ihres 
Gebührenaufkommens, in eine 
Stiftung stecken. Aus den Zin-
serlösen sollen in den folgenden 
Jahren Stipendien vergeben wer-
den. Die Uni Duisburg-Essen will 
ebenfalls eine Millionen Euro pro 
Jahr in eine Stiftung stecken, aus 
deren Ertrag dann Lehrprojekte 
bezahlt werden sollen. Diese 
Modelle feiert jedoch Spiegel 
Online merkwürdigerweise als 
„gute Nachricht von der Studien-
gebühren-Front“.
Darüber, welche der jetzt auf 
zentraler Ebene und an den Fakul-
täten beschlossenen Maßnahmen 
mehr und welche weniger notwen-
dig sind, wird in der nächsten Zeit 
noch viel diskutiert werden. Und 
das ist auch nötig. Denn noch 
besser als die vorgesehene Eva-
luierung der Maßnahmen, bevor 
sie weiter finanziert werden, sorgt 
eine breite Diskussion für eine 
möglichst sinnvolle Verwendung 
der Studiengebühren.

Ruhiges Arbeiten in der SUB: Zwei Dutzend Studierende 
nutzen um halb 1 noch die verlängerten Öffnungszeiten.
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Mittwoch, 25.04.
Babel

Donnerstag, 26.04.
Departed

Montag, 30.04.
Brick

Mittwoch, 02.05.
Amores Perros

Donnerstag, 03.05.
Das Leben der Anderen

Montag, 07.05.
Adams Äpfel

Dienstag, 08.05.
Wer früher stirbt, ist länger tot

Mittwoch, 09.05.
Black Dahlia

Donnerstag, 10.05.
Rocky Balboa

Montag, 14.05.
Stalker

Dienstag, 15.05.
Der weiße Planet

Mittwoch, 16.05.
Adams Äpfel

Montag, 21.05.
Lady Vengeance

Dienstag, 22.05.
Borat

Mittwoch, 23.05.
Der freie Wille

Donnerstag, 24.05.
Ghost Rider

Dienstag, 29.05.
Prestige

Mittwoch, 30.05.
Das wilde Leben

Donnerstag, 31.05.
Das Streben nach Glück

Montag, 04.06.
Wer früher stirbt, ist länger tot

Dienstag, 05.06.
The Science of Sleep

Mittwoch, 06.06.
Sie sind ein schöner Mann

Donnerstag, 07.06.
Déjà vu

Montag: Clubkino
Dienstag: oscar
Mittwoch: MEMO
Donnerstag: campusfilm

Programm der 
Uni-Kinos

Am vergangenen Mittwoch, dem 
18. April, ist das neu geschaffene 
Wissenschaftszeitvertragsgesetz 
(WissZeitVG) in Kraft getreten. 
Es regelt im Wesentlichen die 
Möglichkeiten, wissenschaftliches 
Personal (mit Ausnahme von 
Professoren) befristet zu beschäf-
tigen, und ersetzt eine Reihe von 
Paragraphen des Hochschulrah-
mengesetzes (HRG), welches im 
Zuge der Föderalismusreform 
wohl bald ganz wegfallen wird.
Vieles ist beim Alten geblieben. 
Immer noch gilt grundsätzlich 
die Befristungsmöglichkeit für 
zweimal sechs Jahre in der so ge-
nannten Qualifikationsphase; die 
ersten sechs Jahre erstrecken sich 
vom Abschluss des Studiums bis 
zur Promotion, die zweiten sechs 
Jahre (in der Medizin neun Jahre) 
auf die Zeit nach der Promotion 
(wer schneller promoviert wird, 

darf die eingesparte Zeit hinten 
anhängen).
Neu hinzugekommen ist eine 
Regelung, nach der sich der 
genannte Zeitraum für jedes be-
treute Kind noch einmal um zwei 
Jahre verlängern kann; der Bund 
will hiermit der Dreifachbelastung 
von Beschäftigung, Qualifikation 
und Kinderbetreuung Rechnung 
tragen.

Neue Regelungen für 
Drittmittelprojekte und 
Lehrbeauftragte

Ebenfalls neu ist die Möglich-
keit, auch über den Qualifi-
kationszeitraum hinaus (und 
auch das nicht-wissenschaftliche 
Personal betreffend) befristete 
Beschäftigungen im Rahmen von 
Drittmittelprojekten zu vereinba-
ren. Voraussetzung ist, dass die 
Drittmittel für eine bestimmte 

Dauer und eine bestimmte Auf-
gabe bewilligt sind und danach 
wegfallen.
Interessant aus Studierenden-
sicht dürfte sein, dass nunmehr 
vermutlich auch Lehrkräfte für 
besondere Aufgaben, sofern sie 
sich in der Qualifikationsphase 
befinden, befristet beschäftigt 
werden können. Damit könnte ein 
wesentliches Problem im Rahmen 

Neues  Arbe itsrecht  für
wissenschaftliches Personal

von Andre Dorenbusch
der Verwendung von Studienbei-
trägen gelöst und eine befristete 
Beschäftigung von Lehrpersonal 
mit nennenswerter Lehrverpflich-
tung nunmehr möglich sein.
Weiter bemerkenswert: die man-
chen wohlbekannte Regelung, 
nach der studentische Hilfskräf-
te nur für maximal vier Jahre 
beschäftigt werden dürfen, ist 
weggefallen.



Seite � ADF Wadenbeißer

Anmerkungen der Redaktion:
Trotz der hier verwendeten männ-
lichen Formen, wie z.B. ‘der Leser’, 
sind die weiblichen Counterparts 
natürlich ebenso gemeint. Die 
Redaktion hat auf den Text ver-
unstaltende Konstruktionen, wie 
‘der/die LeserIn’, ‘der/die Leser(in)’ 
oder gar ‘der Leser / die Leserin’, 
bewusst verzichtet, um die Lesbarkeit 
zu erhöhen.
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Kurz berichtet

Uni-Wahlen: ADF erneut stärkste Fraktion

Kontinuität hat die Wahlen zum 
Studierendenparlament im Ja-
nuar bestimmt. Wie im Vorjahr 
ist die ADF mit 22 von 49 Sitzen 
zur mit großem Abstand stärksten 
Fraktion gewählt worden. Jeweils 
sechs Sitze erreichten das Basis-
demokratische Bündnis (-1) sowie 
die Grüne Hochschulgruppe 
(+1). Die Juso-Hochschulgruppe 
konnte mit fünf Sitzen ihr Vorjah-
resergebnis ebenso halten wie der 
RCDS mit vier Sitzen. Auf je zwei 
Sitze kamen die Liberale Hoch-
schulgruppe (+/-0), ‚schwarz 

rot kollabs’ (-1) sowie die Liste 
‚Galaktisches Imperium’ (+1).
Vor dem Hintergrund dieses 
Ergebnisses führte die ADF Ge-
spräche mit dem RCDS, der Juso-
HSG sowie der Grünen Hoch-
schulgruppe. Nach weitestgehend 
konstruktiven Verhandlungen mit 
allen drei Gruppen entschied sich 
die ADF-Mitgliederversammlung 
schließlich für eine Zusammenar-
beit mit den Jusos.
Auf seiner konstituierenden Sit-
zung am 20. Februar wählte das 
Studierendenparlament einen 

neuen AStA. Zum Vorsitzenden 
wurde wie im letzten Jahr Andre 
Dorenbusch (ADF) gewählt. 
Neuer Finanzreferent wurde 
Aike Gagel (Juso-HSG). Wei-
terhin gewählt wurden Chris 
Ludewig (ADF) als Referent für 
Öffentlichkeitsarbeit, Florian 
Jessensky (ADF) als Hoch-
schulreferent sowie Katharina 
Flechsig (Juso-HSG) als Sozi-
alreferentin. Komplettiert wird 
der AStA von Imke Buß (ADF), 
die als Außenreferentin wieder-
gewählt wurde.

Geisteswissenschaften 
gestärkt

Durch den vom Land Niedersach-
sen und der VolkswagenStiftung 
neu eingerichteten Förderpreis 
Heyne&Gervinus werden fünf 
Wissenschaftler in Bereichen von 
den Kognitionswissenschaften 
bis zur Altorientalistik gefördert, 
davon drei am Standort Göt-
tingen. Insgesamt 1,7 Millionen 
Euro werden an die Universi-
täten Göttingen und Osnabrück 
vergeben.
Der Förderpreis soll innerhalb 
der nächsten zehn Jahre noch 
sechsmal ausgeschrieben wer-
den. Insgesamt stehen zehn 
Millionen Euro zur Verfügung. Die 
dem Ausbau des Schwerpunktes 
im Bereich der Geisteswissen-
schaften dienen sollen. Vor allem 
sollen junge Wissenschaftler an 
die Standorte gehalten werden 
und international renommierte 
Gastwissenschaftler eingeladen 
werden.


